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WORUM GEHT ES?

Darf die Zustimmung der Mitarbeiter zum Wechsel der Vorsorgeeinrichtung vorausgesetzt werden, wenn die Mitarbeiter nicht 
protestieren?

SACHVERHALT 

Das Bundesgericht stellt zunächst fest, 
dass die Stiftung als Trägerin der einzel-
nen Vorsorgewerke prüfen muss, ob die 
Einigung zwischen dem Arbeitgeber und 
dem Personal zustande gekommen ist, das 
heisst, sie muss sich zwingend vergewis-
sern, ob die Kündigung ordnungsgemäss 
erfolgt ist. Im vorliegenden Fall fand vor 
der Kündigung der Anschlussvereinba-
rung keine Konsultation des Personals der 
angeschlossenen Betriebe statt. Das Bun-
desverwaltungsgericht entschied jedoch, 
dass der Wechsel der Vorsorgeeinrichtung 
von den Mitarbeitern stillschweigend ak-
zeptiert worden sei, da sie vom Wechsel 
wussten und nicht dagegen opponierten.

Das Bundesgericht kommt zu  
einem anderen Schluss

Der Wortlaut von Art. 11 Abs. 3bis Satz 
1 BVG fordert das Einverständnis des 
Personals, um einen bestehenden An-
schlussvertrag aufzulösen und sich einer 
neuen Vorsorgeeinrichtung anzuschlies-
sen («après entente avec son personnel» 
respektive «d’intesa con il personale»). Das 
Wort Einverständnis erfordert deutlich 
die diesbezügliche Einwilligung des Per
sonals und schreibt diesem eine aktive 
Rolle zu. Ein Einverständnis erfolgt zu-
dem regelmässig im Voraus, was insbeson-
dere im französischen Wortlaut («après») 
klar zum Ausdruck kommt. 

Mit Blick auf die Entstehung dieser 
Norm hält das Bundesgericht fest, dass 
das Einvernehmen zwischen dem Arbeit-
geber und seinem Personal für den Ge-
setzgeber seit jeher von grundlegender 
Bedeutung war und er Wert auf ein 
unmittelbares Mitwirkungsrecht der 
Gesamtheit des Personals beziehungs-
weise dessen Vertretung nach Mitwir-
kungsgesetz legte. Der Vorschlag des 
Bundesrats, das paritätisch besetzte 
Organ solle über den Wechsel bestim-
men, wurde abgelehnt. Mit dem direk-
ten Miteinbezug der Arbeitnehmenden 
solle gerade mit Blick auf die Sammel-
stiftungen einem Vollzug «von oben 
herab» und einer möglichen – einseitig 
beschlossenen – Verschlechterung der 
Konditionen begegnet werden. Im Sinne 
der Sozialpartnerschaft sei anzuerken-
nen, dass die richtige Ebene der Mit
bestimmung zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer liege. Es müsse für alle 
offen und transparent sein, welcher 
Einrichtung man sich zu welchen Kondi
tionen anschliessen will.

Dem Gesetzgeber, so das Bundesge-
richt, schwebte also eine gemeinsame 
Entscheidung von Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer über die Wahl der Vor
sorgeeinrichtung vor, und er räumte 
Letzteren in diesem Zusammenhang ein 
besonderes (vorsorgespezifisches) Mit-

wirkungsrecht ein. Daher reicht es nicht, 
das Personal nur zu orientieren und/oder 
anzuhören. Vielmehr bedarf es dessen 
Zustimmung zum Anschlusswechsel. 
Ohne die – der Kündigung vorangegan-
gene – Einwilligung des Personals sind 
dem Arbeitgeber die Hände gebunden, 
so gerne er die Vorsorgeeinrichtung auch 
wechseln möchte. Die Nichteinhaltung 
des rechtzeitigen Miteinbezugs hat die 
Ungültigkeit der Kündigung zur Folge. 

Bemerkung
Das Urteil ist zweifellos richtig und 

auch wichtig: Der Wille des Gesetzge-
bers kommt sowohl in der Entstehungs-
geschichte als auch im Wortlaut der Be-
stimmung klar zum Ausdruck und ent-
springt dem Grundsatz der Parität, 
einem der grundlegendsten Prinzipien 
der schweizerischen beruflichen Vor-
sorge. Es wird Zeit, dass die Praxis dem 
endlich Rechnung trägt. Zudem sollte 
diskutiert werden, ob Art. 11 Abs. 3bis 
BVG nicht in den Katalog von Art. 49 
Abs. 2 BVG und 89a ZGB aufgenom-
men werden muss, um den Mitarbeitern 
dieselben Rechte auch in überobligato
rischen Vorsorgeverhältnissen einzuräu-
men. n

Laurence Uttinger
Rechtsanwältin, AVS Rechtsanwälte AG

Dem Urteil liegt folgender Sachverhalt 
zugrunde: Einige Verbände haben in 
einer Sammelstiftung mittels An-
schlussvereinbarung ein Verbandsvor-
sorgewerk errichtet. Mitglieder dieser 
Verbände können sich mittels Beitritts-
vereinbarung diesem Verbandsvorsor
gewerk anschliessen. Nachdem die Ver-
bände die Anschlussvereinbarung ge-
kündigt hatten, stellte sich die Frage, ob 
damit auch die Beitrittsvereinbarungen 
mit den einzelnen Arbeitgebern aufge-

löst worden sind und deshalb eine Teil-
liquidation durchgeführt werden muss. 
Die Sammelstiftung verhielt sich zu-
nächst widersprüchlich, stellte sich aber 
schlussendlich auf den Standpunkt, die 
Beitrittsvereinbarungen hätten weiter-
hin Gültigkeit, weil die Auflösung der 
Anschlussvereinbarung nicht automa-
tisch zur Auflösung der Beitrittsverein-
barungen führe und zudem die Zustim-
mung der Mitarbeiter zur Kündigung 
fehle. 

Dagegen intervenierten Verbände, ge-
wisse Arbeitgeber und Versicherte bei der 
Aufsichtsbehörde und bekamen Recht: 
Die Aufsichtsbehörde ging davon aus, 
dass mit der Anschlussvereinbarung 
auch die Beitrittsvereinbarungen aufge-
löst seien und wies die Stiftung an, eine 
Teilliquidation durchzuführen. Genauso 
entschied auch das Bundesverwaltungs-
gericht. Die Sammelstiftung wehrt sich 
dagegen vor Bundesgericht.
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